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Vergütungssätze für die Ent­
schädigung für Zeitversäum­
nis (§ 32 Abs 1 GebAG)
1.	 Nach § 32 Abs 1 GebAG kommt es für die Frage, 

ob der höhere oder niedrige Stundensatz für Zeit-
versäumnis heranzuziehen ist, nicht auf die „Qua-
lität der die Zeitversäumnis auslösenden Tätigkeit“ 
an, sondern auf die „Qualität der Gutachterarbeit“. 
Denn die eine Gebühr für Zeitversäumnis auslö-
senden Tätigkeiten, wie das Zurücklegen von Weg-
strecken oder das Warten, sind grundsätzlich stets 
Tätigkeiten, für die keine besondere gutachterliche 
Qualifikation erforderlich ist.

2.	 Bei ärztlichen Sachverständigen ist für die Ent-
schädigung für Zeitversäumnis immer der höhere 
Stundensatz des § 32 Abs 1 GebAG (derzeit € 22,70) 
heranzuziehen.

OLG Wien vom 29. Jänner 2013, 10 Rs 203/12i
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Auftragsgemäß erstattete die Sachverständige für Psy
chiatrie und Neurologie DDr. N. N. in dem auf Gewährung 
einer Berufsunfähigkeitspension gerichteten Sozialrechts-
verfahren ein schriftliches Gutachten über das Leistungs-
kalkül des Klägers und verzeichnete dafür Gebühren von 
insgesamt € 980,–.

Soweit für das Rekursverfahren von Bedeutung, begehrte 
sie in ihrer Honorarnote (auch) für Zeitversäumnis für „Kor-
respondenz, Telefonate, Postwege, Aktentransport, Labor, 
Wegzeit von und zur Untersuchung“ insgesamt € 68,10 zu-
züglich 20 % Umsatzsteuer.

Über Einwand der beklagten Partei schlüsselte die Sach-
verständige diese Gebühr auf wie folgt: „Aktenabholung: 
1 angefangene Stunde; Aktenrücktransport: 1 angefange-
ne Stunde; Postwege (dreimalige Ladungen): 3 angefan-
gene Stunden; Abgabe der Blutprobe im Labor: 1 ange-
fangene Stunde; Summe: 6 angefangene Stunden“, wovon 
sie Kosten für drei angefangene Stunden (á € 22,70 [zu-
züglich 20% Umsatzsteuer]) verzeichne.

Die beklagte Partei wandte ein, es sei gerichtsbekannt, 
dass die Sachverständige für viele Abteilungen des Erstge-
richtes tätig sei und wöchentlich viele Verhandlungen be-
suche. Es wäre ihr daher möglich gewesen, das Gutachten 
im Rahmen eines solchen Verhandlungstages abzugeben. 
Weiters schließe die allgemeine Lebenserfahrung aus, 
dass sie die drei verrechneten Postwege ausschließlich im 
Zusammenhang mit dem gegenständlichen Verfahren ge-
tätigt habe. Insgesamt sei daher nur eine Zeitversäumnis 
von € 30,40 für zwei angefangenen Stunden zu je € 15,20 
(zuzüglich 20 % Umsatzsteuer) angemessen.

Mit dem angefochtenen Beschluss bestimmte das Erst-
gericht die Gebühren der Sachverständigen gerundet mit 
insgesamt € 847,–, wovon auf die Gebühr für Zeitversäum-
nis € 45,60 (zuzüglich Umsatzsteuer) fielen. Entgegen 
dem Einwand der beklagten Partei hielt es zwar die Be-
scheinigung des verzeichneten zeitlichen Ausmaßes von 
insgesamt drei Stunden für ausreichend, jedoch sei nicht 
der höhere Gebührensatz von € 22,70 je Stunde heranzu-
ziehen, sondern lediglich € 15,20, weil für die angeführten 
Erledigungen (Postweg, Aktentransport etc) keine beson-
deren fachlichen Qualitäten im Sinne des § 34 Abs 3 Z 1 
GebAG erforderlich seien.

Gegen diesen Beschluss richtet sich der Rekurs der Sach-
verständigen mit dem Antrag, die verzeichneten Gebühren 
für Zeitversäumnis antragsgemäß (€ 68,10 zuzüglich 20 % 
Umsatzsteuer) zu bestimmen.

Da das Rekursinteresse (inklusive Umsatzsteuer) nur 
€ 27,– beträgt, ist das Rekursverfahren gemäß § 41 Abs 1 
GebAG einseitig.

Der Rekurs ist berechtigt.

Die Sachverständige bringt in ihrem Rekurs vor, dass sich 
das Wort „Tätigkeit“ in § 32 Abs 1 GebAG auf die Gutach-
tertätigkeit beziehe; damit sei aber nicht der Weg zur Post, 
sondern jene Tätigkeit gemeint, die die Gebühr für Mü-
hewaltung auslöse. Diese Auslegung sei auch durch den 

Zweck des Gesetzes geboten: Mit der Gebühr für Zeitver-
säumnis solle der Sachverständige dafür entschädigt wer-
den, dass er in dieser Zeit ansonsten Einkommen erzielt 
hätte. Da mache es durchaus Sinn, dass bei einfachen 
Gutachtertätigkeiten, die den Rahmensatz des § 34 Abs 3 
Z  1 GebAG begründen würden, nur von einem geringe-
ren außergerichtlichen Erwerbseinkommen auszugehen 
sei, weshalb auch die Gebühr für Zeitversäumnis etwas 
niedriger sein solle. Würde man unter „Tätigkeit“ gemäß 
§  32 Abs 1 GebAG jene Handlungen verstehen, die die 
Zeitversäumnis begründen, käme man zu dem absurden 
Ergebnis, dass der höhere Satz dem Sachverständigen 
nie zustünde, da die Tätigkeiten, die die Gebühr für Zeit-
versäumnis auslösen (zB Autofahrten, Warten auf eine 
Verhandlung oder Postwege), nie eine besondere fachli-
che Qualifikation als Gutachter voraussetzen.

Das Rekursgericht hält diese Auslegung des § 32 Abs 1 
GebAG für zutreffend.

Die Bestimmung des § 32 GebAG („Entschädigung für 
Zeitversäumnis“) lautet wie folgt:

„(1) Der Sachverständige hat für die Zeit, die er wegen sei-
ner Tätigkeit im gerichtlichen Verfahren außerhalb seiner 
Wohnung oder seiner gewöhnlichen Arbeitsstätte bis zur 
möglichen Wiederaufnahme der Arbeit besonders aufwen-
den muß, Anspruch auf eine Entschädigung für Zeitver-
säumnis im Ausmaß von 22,10 €, handelt es sich aber um 
eine Tätigkeit nach § 34 Abs. 3 Z 1, von 15,20 € für jede, 
wenn auch nur begonnene Stunde.

(2) Der Anspruch auf Entschädigung für Zeitversäumnis 
besteht so weit nicht,

1. als der Sachverständige Anspruch auf eine Gebühr für 
Mühewaltung hat,

2. als für die Nachtzeit (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr),

a) dem Sachverständigen bei Benützung eines Massen-
beförderungsmittels ein Anspruch auf Vergütung des Fahr-
preises für einen Schlafwagen oder eine Kabine zusteht, 
oder

b) er bei Benützung des eigenen Kraftfahrzeugs die Ge-
bühr für die Nächtigung in Anspruch nimmt.“

§ 34 GebAG („Gebühr für Mühewaltung“) ist die einleitende 
und zentrale Regelung des dem Sachverständigen zuste-
henden Anspruchs auf Entlohnung seiner mit der Aufnah-
me des Befundes und der Erstattung des Gutachtens ver-
bundenen Mühe. § 34 Abs 1 GebAG sieht als Grundregel 
die Entlohnung des Sachverständigen in der vollen Höhe 
seiner außergerichtlichen Einkünfte vor. In bestimmten Ver-
fahrensarten sowie bei einem nicht abgegebenen Verzicht 
des Sachverständigen auf Zahlung der gesamten Gebühr 
aus Amtsgeldern ist die Gebühr für Mühewaltung primär 
nach den festen Tarifen des GebAG, sekundär nach den 
außergerichtlichen Einkünften mit einem vorzunehmenden 
Abschlag von 20 % im Hinblick auf die öffentliche Aufgabe 
der Rechtspflege zu bestimmen (§ 34 Abs 2 GebAG; sog 
Gebühren-Splitting).
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§ 34 Abs 3 GebAG idF des BRÄG 2008 (BGBl I 2007/111) 
regelt die sog „Gebührenrahmen“ für die vorzunehmende 
Ermittlung der außergerichtlichen Einkünfte des Sachver-
ständigen und lautet wie folgt:

„(3) Soweit nichts anderes nachgewiesen wird und vor-
behaltlich des Abs. 4 gelten für die Einkünfte, die Sach-
verständige im außergerichtlichen Erwerbsleben für ihre 
Gutachtenstätigkeit üblicherweise beziehen, folgende 
Gebührenrahmen, innerhalb derer die Gebühr je nach der 
konkret erforderlichen Qualifikation der oder des beauf-
tragten Sachverständigen, der Schwierigkeit des aufgetra-
genen Befundes oder Gutachtens und der Ausführlichkeit 
der notwendigen Begründung zu bestimmen ist:

1. für Tätigkeiten, die keine nach Z 2 oder 3 qualifizierten 
fachlichen Kenntnisse erfordern, eine Gebühr für Mühe-
waltung von 20 bis 60 Euro für jede, wenn auch nur be-
gonnene Stunde;

2. für Tätigkeiten, die hohe fachliche Kenntnisse erfordern, 
welche durch den Abschluss einer berufsbildenden höhe-
ren Schule oder eine gleichwertige Berufsvorbildung ver-
mittelt werden, eine Gebühr für Mühewaltung von 50 bis 
100 Euro für jede, wenn auch nur begonnene Stunde;

3. für Tätigkeiten, die besonders hohe fachliche Kenntnisse 
erfordern, welche durch ein Universitätsstudium oder eine 
gleichwertige Vorbildung vermittelt werden, eine Gebühr 
für Mühewaltung von 80 bis 150 Euro für jede, wenn auch 
nur begonnene Stunde.“

Einen Verweis auf § 34 Abs 3 Z 1 GebAG enthält neben der 
hier auszulegenden Bestimmung des § 32 Abs 1 GebAG 
auch die Bestimmung des § 33 Abs 1 GebAG (Erhöhung 
der Entschädigung für Zeitversäumnis infolge einer langen 
Wegstrecke) und des § 35 Abs 1 GebAG (Gebühr für die 
Teilnahme an einer Verhandlung, soweit für diese Zeit nicht 
eine Gebühr für Mühewaltung geltend gemacht wird).

Die hier auszulegende Bestimmung des § 32 Abs 1 
GebAG ist in der Fassung der GebAG-Novelle 1994 (BGBl 
1994/623). Davor hatte § 32 Abs 1 GebAG folgenden Wort-
laut:

„(1) Der Sachverständige hat für die Zeit, die er wegen sei-
ner Tätigkeit im gerichtlichen Verfahren außerhalb seiner 
Wohnung oder seiner gewöhnlichen Arbeitsstätte bis zur 
möglichen Wiederaufnahme der Arbeit besonders aufwen-
den muß, Anspruch auf eine Entschädigung für Zeitver-
säumnis im Ausmaß von 235 S, handelt es sich um einen 
Sachverständigen, dessen Mühewaltung nach § 34 Abs. 3 
zu entlohnen ist, von 157 S für jede, wenn auch nur begon-
nene Stunde.“

Nach dieser früheren Fassung des § 32 Abs 1 GebAG war 
es auch vom Wortlaut der Bestimmung her klar, dass es 
für die Bestimmung des höheren oder niedrigeren Gebüh-
rensatzes für Zeitversäumnis nicht darauf ankommt, wie 
„qualifiziert“ die die Versäumnis begründende Tätigkeit des 
Sachverständigen ist, sondern wie qualifiziert die Gutach-
tertätigkeit des Sachverständigen ist, welche im Verfahren 
mit einer Mühewaltungsgebühr abzugelten ist. § 34 Abs 3 

GebAG idF vor dem BRÄG 2008 sah einen niedrigeren 
pauschalen Betrag an außergerichtlichen Einkünften bei 
dem Sachverständigen vor, dessen Gutachtenserstattung 
„im Einzelfall einfache gewerbliche oder geschäftliche Er-
fahrungen“ voraussetzte.

Die Umformulierung der Voraussetzungen für den niedri-
geren Stundensatz für Zeitversäumnis von der Wendung 
„um einen Sachverständigen, dessen Mühewaltung nach 
§ 34 Abs. 3 zu entlohnen ist“, auf „um eine Tätigkeit nach 
§ 34 Abs. 3“ ist eine bloße Folgeänderung zur Neurege-
lung des § 34 Abs 4 (Gebühren-Splitting). Es wird nur klar-
gestellt, dass bei Sachverständigen, die ein Gutachten mit 
einfachen gewerblichen oder geschäftlichen Erfahrungen 
erstatten, unabhängig von der Art der Bestimmung ihres 
Anspruchs auf die Gebühr für Mühewaltung auch weiterhin 
nur die geringeren Gebühren für Zeitversäumnis zustehen 
(so ausdrücklich in der RV zur GebAG-Novelle 1994, 1554 
BlgNR 18. GP).

Dem folgend kommentieren auch Krammer/Schmidt, SDG 
– GebAG3 (2001), in § 32 GebAG Anm 3, dass durch die 
GebAG-Novelle 1994 (lediglich) klargestellt wurde, dass 
bei Gutachten, bei denen einfache gewerbliche oder ge-
schäftliche Erfahrungen genügen (§ 34 Abs 3), dem Sach-
verständigen nur der geringere Stundensatz für Zeitver-
säumnis zusteht, auch wenn die Gebührenbestimmung 
für Mühewaltung nach einer außergerichtlichen Gebühren-
ordnung (§ 34 Abs 3; gemeint idF vor dem BRÄG 2008, 
Anmerkung des Rekursgerichts) oder nach § 34 Abs 1 
(Gebühren-Splitting) in der vollen Höhe der außergerichtli-
chen Erwerbseinkünfte erfolgt.

Auch der Sinn und Zweck der auszulegenden Gebühren-
bestimmung legt nahe, dass für die Frage, ob der höhere 
oder niedrigere Stundensatz für Zeitversäumnis heranzu
ziehen ist, nicht auf die „Qualität“ der die Zeitversäumnis 
auslösenden Tätigkeit abzustellen ist, sondern auf die 
Qualität der Gutachtertätigkeit. Zutreffend weist die Sach-
verständige in diesem Zusammenhang daraufhin, dass es 
sich bei den eine Gebühr für Zeitversäumnis auslösenden 
Tätigkeiten eines Sachverständigen, wie das Zurücklegen 
von Wegstrecken oder das Warten, in der Regel um Tä-
tigkeiten handelt, für die keine besondere gutachterliche 
Qualifikation erforderlich ist.

Dem Rekurs war daher Folge zu geben und die – im zeit-
lichen Ausmaß unstrittige – Zeitversäumnis der Sachver-
ständigen mit einem Satz von € 22,70 pro Stunde zu ver-
gebühren.

Die Änderung der Auszahlungsanordnung war dem Erst-
gericht gemäß § 525 Abs 1 ZPO zu übertragen.

Der Revisionsrekurs ist gemäß § 2 ASGG, § 528 Abs 2 Z 5 
ZPO jedenfalls unzulässig.

Anmerkung:

Es ist sehr erfreulich, dass das OLG Wien seine völlig 
verfehlte Rechtsprechung (10 Rs 202/12t, 7 Rs 176/12x, 
vgl SV 2013/1, 39 mit kritischer Anmerkung von Krammer) 
so schnell selbst revidiert hat. Zu den Voraussetzun-
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gen der Entschädigungssätze des § 32 Abs 1 GebAG 
und der Formulierungsgeschichte verweise ich noch-
mals auf meine Ausführungen in der Anmerkung in 
SV 2013/1, 41 f.

Harald Krammer


